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LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 
Ministerium für 
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerin 

Ministerium für Schule und Bildung NRW, 40190 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden des 
Ausschusses für Schule und Bildung 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Florian Braun MdL 
Platz des Landtags 1 

· 40221 Düsseldorf 

Bericht zum Thema „OGS-Platzkündigungen infolge des 
Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung - Kinder und Familien 
dürfen nicht verdrängt werden" 
Bitte der Fraktion der FDP um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung 
des Ausschusses für Schule und Bildung am 22 . April 2026 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

beigefügt übersende ich den Bericht zum Thema „OGS­
Platzkündigungen infolge des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung 
:_ Kinder und Familien dürfen nicht verdrängt werden" für die Sitzung des 
Ausschusses für Schule und Bildung am 22. April 2026. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diesen den Mitgliedern des 
Ausschusses für Schule und Bildung vorab zur Information zuleiten 
würden. 

,1f.April 2026 
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Aktenzeichen : 

515 

bei Antwort bitte angeben 

Dorothee Feiler 

Auskunft erteilt: 

Frau Hegener 

Telefon 0211 5867-3533 

Telefax 0211 5867-493700 

pia.hegener@msb.nrw.de 

Anschrift : 

Völklinger Straße 49 

40221 Düsseldorf 

Telefon 0211 5867-40 

Telefax 0211 5867-3220 

poststelle@msb.nrw.de 

www.schulministerium.nrw 

Postanschrift: 

Ministerium für 

Schule und Bildung NRW 

40190 Düsseldorf 
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Bericht des Ministeriums für Schule und Bildung 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

„OGS-Platzkündigungen infolge des Rechtsanspruchs auf 

Ganztagsbetreuung – Kinder und Familien dürfen nicht verdrängt 

werden“ 

 

Bitte der Fraktion der FDP um einen schriftlichen Bericht der 

Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses für Schule und 

Bildung am 22. April 2026 

 
 
 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind gem. § 24 Absatz 4 SGB VIII 
schon jetzt verpflichtet, bedarfsgerecht Angebote für Kinder im 
schulpflichtigen Alter vorzuhalten. Durch das kooperative Trägermodell 
im Rahmen der Offenen Ganztagsschule hat Nordrhein-Westfalen 
frühzeitig, nämlich bereits zu Beginn der 2000er Jahre, eine geeignete 
und tragfähige Struktur aufgebaut, um dieser Verpflichtung 
nachzukommen.  
 
Mit dem Ganztagsförderungsgesetz des Bundes vom 2. Oktober 2021 
hat der Bund einen individuellen, jahrgangsweise aufwachsenden 
Rechtsanspruch auf ganztägige Förderung für Kinder im Grundschulalter 
begründet. Der Rechtsanspruch richtet sich gegen den Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe. Er gilt zudem im zeitlichen Umfang des 
Unterrichts sowie der Angebote der Ganztagsgrundschulen, 
einschließlich der offenen Ganztagsgrundschule, als erfüllt.  
 
Somit ist seit 2021 allen beteiligten Akteuren bekannt, dass dieser 
bundesgesetzliche Anspruch ab dem 1. August 2026 greifen wird. Das 
Land Nordrhein-Westfalen hat seine Verantwortung bei der Gestaltung 
geeigneter Rahmenbedingungen zur Umsetzung des Rechtsanspruches 
frühzeitig und umfänglich wahrgenommen.  
 
Plätze und Bedarfe 
 
Die Erhebung konkreter Platzbedarfe ist eine kommunale Aufgabe. Auf 
Basis einer abgestimmten Schulentwicklungs- und Jugendhilfeplanung 
gilt es, Bedarfe der Familien zu erheben und Ganztags- bzw. 
Betreuungsplätze in hinreichendem Maße zu schaffen. Bereits im Jahr 
2021 hat das Land durch die für Nordrhein-Westfalen spezifische Studie 
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„Institutionelle Betreuung im Grundschulalter in NRW“ des 

Forschungsverbundes Deutsches Jugendinstitut e.V. / Technische 
Universität Dortmund eine solide und verlässliche Planungsgrundlage 
geschaffen. Das Ministerium für Schule und Bildung und das Ministerium 
für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration haben die Studie 
seinerzeit gemeinsam beauftragt. Mit ihren differenzierten quantitativen 
Berechnungen leistete die Studie frühzeitig einen wichtigen Beitrag, um 
den Ausbau von Ganztagsplätzen bedarfsgerecht und passgenau 
vorantreiben zu können.  
 
So wurden zum Beispiel Erkenntnisse über die Varianz des 
Betreuungsbedarfs in städtischen und ländlichen Regionen gewonnen. 
Die Studie machte auch regionale Besonderheiten und Bedarfslagen 
sichtbar. Zudem lieferte sie wichtige Hinweise darauf, wie sich 
Betreuungsbedarfe im Laufe der Grundschulzeit entwickeln und welche 
inhaltlichen Anforderungen Eltern an ein Ganztags- bzw. 
Betreuungsangebot stellen. Auf dieser Grundlage nimmt das Land im 
Endausbau des jahrgangsweise aufwachsenden Rechtsanspruchs auf 
ganztägige Förderung einen Platzbedarf für rund 80 Prozent aller Kinder 
im Grundschulalter an. Dabei werden regionale Unterschiede bestehen. 
In großstädtischen Ballungsgebieten ist der Betreuungsbedarf dabei 
häufig besonders groß. Ein weiteres Ergebnis der Studie ist, dass in 
ländlichen Regionen viele Eltern flexible Formen der 
Übermittagsbetreuung präferieren. 
 
Beim Ausbau der erforderlichen Ganztagsplätze stellt das Land weiterhin 
verlässlich Fördersätze und Lehrerstellenanteile für die Umsetzung der 
Offenen Ganztagsschule bereit. Im Landeshaushalt ist vorausschauend 
und ausreichend Vorsorge geschaffen worden, um alle Plätze, die von 
den Kommunen beantragt werden, verlässlich fördern zu können. So 
stehen allein im Haushalt 2026 Mittel für bis zu 500.500 Plätze bereit. 
Der Ausbau von OGS-Plätzen schreitet seit Jahren dynamisch voran. 
Nach den Amtlichen Schuldaten sind im Schuljahr 2025/2026 im 
Primarbereich 420.264 OGS-Plätze besetzt.  
 
Zudem werden im Schuljahr 2025/2026 insgesamt 65.157 Schülerinnen 
und Schüler in anderen Betreuungsformen betreut (Dreizehn Plus, 
Schule von acht bis eins, Angebote aus der Betreuungspauschale), 
darunter 50.769 an den Grundschulen, 1.971 an den Freien 
Waldorfschulen und 666 an den Förderschulen. Auch wenn diese 
Angebote formal nicht rechtsanspruchserfüllend sind, decken sie doch 
den individuellen Bedarf vieler Familien ab. 
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Die konkrete Vergabe der OGS-Plätze ist eine kommunale Zuständigkeit. 
Die Kommunen legen hierfür geeignete Kriterien fest. Dem Land liegen 
einzelne Eingaben von Eltern vor, die um eine ausreichende 
Platzkapazität in ihrer Kommune fürchten. Zudem liegen dem Land zwei 
Eingaben vor, in denen Eltern einen Ablehnungsbescheid für ihre Kinder, 
welche zum Schuljahr 2026/2027 eingeschult werden, erhalten haben. 
Diese Eingaben werden in der Regel unter Einbeziehung der 
zuständigen Schulaufsicht beantwortet, um eine Beratung der konkreten 
Situation und möglicher Lösungsoptionen in der Kommune zu 
ermöglichen.  
 
Insbesondere Kommunen, in denen der Platzausbau in den 
vergangenen Jahren nur zögerlich vorangeschritten ist, haben nun 
vermehrt Bedarf, weitere Plätze zu schaffen. Informationen über 
konkrete Fälle, in denen Schülerinnen und Schüler höherer Jahrgänge 
grundsätzlich ihre Plätze verlieren, um Kapazitäten für Erstklässler zu 
schaffen, liegen dem Ministerium für Schule und Bildung sowie auch dem 
Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration nicht vor. 
 
In der Westfälischen Allgemeinen Zeitung vom 13. Dezember 2025 wird 
die Haltung der Kommunen folgendermaßen wiedergegeben: „Auch die 

Sorge mancher Eltern von älteren Grundschulkindern, sie könnten ihren 
Platz für Erstklässler räumen müssen, halten die Kommunen für 
weitgehend unbegründet. Bestehende Versorgungsverträge will 
niemand kündigen.“ 
 
Infrastrukturausbau 
 
Die Schaffung neuer OGS-Plätze ist für die Kommunen mit 
Herausforderungen verbunden. Hier setzt das Programm 
„Infrastrukturausbau Ganztag“ an. Die Investitionsmittel zum 

Infrastrukturausbau der Ganztagsbetreuung stellen einen wichtigen 
Baustein auf dem Weg zum Rechtsanspruch auf einen ganztägigen 
Betreuungsplatz für Kinder im Grundschulalter dar. Das Gesamtvolumen 
des Investitionsprogramms umfasst rund 892 Mio. Euro (Bundes-, 
Landes- und Schulträgeranteil).  
 
Nordrhein-Westfalen konnte auch hier als eines der ersten Bundesländer 
für Klarheit sorgen und hat die Förderrichtlinie bereits am 19. Oktober 
2023 veröffentlicht. Alle verfügbaren Fördermittel sind mit Anträgen 
hinterlegt. Die Umsetzung entsprechender Maßnahmen in den 
Kommunen läuft bereits bzw. steht bevor. Die bundesseitig angestoßene 
Verlängerung der Verausgabungsfristen um zwei Jahre wurde bei 
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Vorliegen der Änderungsvereinbarung zur Verwaltungsvereinbarung in 
NRW umgehend umgesetzt und die Förderrichtlinie entsprechend 
angepasst. Die geänderte Förderrichtlinie wurde am 18. Februar 2026 
veröffentlicht. Die Programmverlängerung ist für die Kommunen 
vorteilhaft, die mehr Zeit bei der Umsetzung ihrer Maßnahmen 
benötigen. Nach dem aktuellen Antragsstand sollen im Rahmen des 
Programms, entsprechend der bislang bewilligten Anträge, rund 101.000 
neue Plätze geschaffen werden, 156.000 Plätze erhalten werden und 
320.000 Plätze von der Schaffung räumlicher Kapazitäten profitieren. 
Weitere Plätze, die durch Maßnahmen geschaffen werden, die noch 
nicht bewilligt sind, werden noch hinzukommen. 
 
Zusätzliche Spielräume im investiven Bereich wurden durch das „NRW-
Infrastrukturgesetz 2025 bis 2036“ geschaffen. 10 Milliarden Euro aus 

dem Anteil Nordrhein-Westfalens am Bundessondervermögen 
„Infrastruktur und Klimaneutralität“ werden an die Kommunen im Wege 

eines pauschalen Förderbudgets weitergegeben. Hiervon profitiert jede 
einzelne Kommune. Der klare Investitionsschwerpunkt liegt hier im 
Bereich Bildung und Betreuung. 5 Milliarden Euro sollen für Investitionen 
in die Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur verwendet werden.  
 
Um verzahnte Raumkonzepte zu ermöglichen und Kommunen bei der 
konkreten Planung ihrer Raum- und Flächenkonzepte zu unterstützen, 
hat das Land die Serviceagentur Ganztagsbildung NRW beauftragt, 
entsprechende Unterstützungsmaterialien zu erstellen. Die so 
entstandene Arbeitshilfe ist auf der Seite der Serviceagentur abrufbar: 
https://www.ganztag-
nrw.de/fileadmin/SAG/Dokumente/Eigene_Downloads/20231208-
Arbeitshilfe-Raeume-interaktiv.pdf  
 
Personal  
 
Offene Ganztagsschulen sind Orte der Zusammenarbeit 
unterschiedlicher Professionen und Expertisen. Das Land setzt keine 
verbindlichen Personalstandards, um eine verlässliche Weiterführung 
bestehender Systeme zu ermöglichen und keine unüberwindbaren 
Hürden für die Kommunen zu schaffen. Die Personalgewinnung bleibt 
ein zentraler Faktor, um die Einrichtung weiterer Ganztagsplätze zu 
ermöglichen. Eine interministerielle Arbeitsgruppe „Fachkräfteoffensive 

NRW“ unter Leitung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 

Soziales wurde eingerichtet, um Strategien zur Fachkräftegewinnung zu 
entwickeln. In der ressortübergreifenden Unterarbeitsgruppe Berufliche 
Bildung wurde das Strategiepapier „Strategische Ziele der Beruflichen 
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Bildung zur Fachkräftesicherung in den Sozial-, Erziehungs- und 
Pflegeberufen“ entwickelt.  
 
Der Landesregierung ist es ein Anliegen, insbesondere dem nicht 
grundständig qualifizierten Personal, das bereits längerfristig in der OGS 
beschäftigt ist, Perspektiven der Weiterentwicklung zu ermöglichen.  
 
Um eine qualitativ hochwertige Erziehung, Bildung und Betreuung auch 
zukünftig im Ganztag sicherzustellen, wurde an den Berufskollegs in 
Nordrhein-Westfalen im Schuljahr 2024/2025 der neue Bildungsgang 
"Staatlich geprüfte Sozialassistentin / Staatlich geprüfter Sozialassistent, 
Schwerpunkt Erziehung, Bildung und Betreuung für Grundschulkinder" 
eingeführt, der im Schuljahr 2025/2026 weiter ausgebaut wurde. Die 
ersten Absolventinnen und Absolventen werden den Bildungsgang im 
Sommer 2026 erfolgreich abschließen. 
 
Mit der „Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur 

Unterstützung von Qualifizierungsmaßnahmen für den Bereich der 
außerunterrichtlichen Bildung, Betreuung und Erziehung in der Offenen 
Ganztagsschule im Primarbereich“ stellt das Ministerium für Kinder, 

Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration Mittel für 
Qualifizierungsmaßnahmen des Trägerpersonals zur Verfügung. 
 
Qualitätsentwicklung 
 
Das Land investiert weiterhin in eine verlässliche Unterstützungsstruktur, 
die der Beratung und Begleitung aller Akteure des Ganztags dient. Die 
Serviceagentur Ganztagsbildung NRW wurde um eine weitere 
Förderphase bis 2028 verlängert. Unterstützungsmaterialien (u.a. zu den 
Themen „Räume und Flächen“, „Kinderschutz“, 

„Kooperationsvereinbarungen“) werden entwickelt und bereitgehalten, 

zudem finden regelmäßig Veranstaltungen und Fachtage statt. Die Arbeit 
der kommunalen Qualitätszirkel wird auch im Jahr 2026 durch die 
Serviceagentur begleitet und gefördert. Auch die Qualitäts- und 
UnterstützungsAgentur – Landesinstitut für Schule (QUA-LiS NRW) 
bietet im Aufgabenfeld „Ganztag“ Unterstützung, Praxisbeispiele und 

Impulse zur Qualitätsentwicklung. 
 
Mit zivilgesellschaftlichen Partnern wurden im Jahr 2025 in einem 
gemeinsamen Prozess des Ministeriums für Schule und Bildung und des 
Ministeriums für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration zwölf Rahmenvereinbarungen aktualisiert bzw. neu gefasst. 
Sie beschreiben auf der Grundlage der gültigen Regelungen die 
praktizierte Zusammenarbeit von Ganztagsschulen mit 
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außerschulischen Partnern als zentrales Gestaltungsmerkmal des 
Ganztags. 
 
Zurzeit werden zudem die „Bildungsgrundsätze für Kinder von 0-10 
Jahren in Kita und Schulen im Primarbereich in NRW“ aktualisiert und 

weiterentwickelt. Sie richten sich an Fach- und Lehrkräfte in der 
Kindertagespflege, in Kindertagesstätten, in Grund- und Förderschulen 
der Primarstufe sowie im Offenen Ganztag. Die Bildungsgrundsätze 
dienen als Orientierung und fachliche Grundlage für die Entwicklung 
eines gemeinsamen Bildungsverständnisses von Jugendhilfe und 
Schule, auch im Bereich ganztägiger Bildung. 
 
 
 
 


